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arbeiten, unter anderem durch die Vorlage von Stellungnahmen und Anregungen über Möglichkeiten zur 
Verwirklichung des Rechts auf Nahrung; 

 43. beschließt, diese Frage auf ihrer neunundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und 
Schutz der Menschenrechte“ weiter zu behandeln. 

RESOLUTION 68/178 

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/456/Add.2, Ziff. 146)524. 

68/178. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus 

 Die Generalversammlung, 

 in Bekräftigung der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen, 

 sowie in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte525, 

 ferner in Bekräftigung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Wien526, 

 bekräftigend, wie grundlegend wichtig es ist, alle Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie die 
Rechtsstaatlichkeit zu achten, so auch beim Umgang mit dem Terrorismus und der Angst davor, 

 sowie bekräftigend, dass die Staaten zum Schutz aller Menschenrechte und Grundfreiheiten aller 
Personen verpflichtet sind, 

 ferner bekräftigend, dass der Terrorismus nicht mit einer bestimmten Religion, Nationalität, Zivili-
sation oder ethnischen Gruppe in Verbindung gebracht werden kann und soll, 

 erneut darauf hinweisend, dass die im Einklang mit dem Völkerrecht, insbesondere den internatio-
nalen Menschenrechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, auf allen 
Ebenen getroffenen Maßnahmen gegen den Terrorismus einen wichtigen Beitrag zur Funktionsfähigkeit der 
demokratischen Institutionen und zur Wahrung des Friedens und der Sicherheit und damit zum vollen Ge-
nuss der Menschenrechte und Grundfreiheiten leisten und dass es erforderlich ist, diesen Kampf fortzuset-
zen, namentlich durch die Stärkung der internationalen Zusammenarbeit und der diesbezüglichen Rolle der 
Vereinten Nationen, 

 in Bekräftigung ihrer unmissverständlichen Verurteilung aller Handlungen, Methoden und Prakti-
ken des Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen als kriminell und nicht zu rechtfertigen, 
gleichviel, wo und von wem sie begangen werden, und ungeachtet ihrer Beweggründe, und erneut ihre Ent-
schlossenheit bekundend, die internationale Zusammenarbeit zur Verhütung und Bekämpfung des Terro-
rismus zu stärken, 

 zutiefst missbilligend, dass es im Kontext des Kampfes gegen den Terrorismus zu Verletzungen der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie zu Verstößen gegen das Flüchtlingsvölkerrecht und das huma-
nitäre Völkerrecht kommt, 

______________ 
524 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Ägypten, Albanien, Algerien, 
Andorra, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Australien, Belgien, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzego-
wina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Repu-
blik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, 
Guatemala, Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Libanon, Liechtenstein, 
Litauen, Luxemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, 
Paraguay, Peru, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, Russische Föderation, San Marino, Schweden, Schweiz, Sene-
gal, Serbien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Bolivari-
sche Republik), Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika und Zypern. 
525 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf. 
526 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 
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 mit Besorgnis Kenntnis nehmend von Maßnahmen, die die Menschenrechte und die Rechtsstaatlich-
keit untergraben können, wie etwa die Inhaftierung von Personen, die terroristischer Handlungen verdäch-
tigt werden, ohne Rechtsgrundlage für die Inhaftierung und ohne Gewährleistung eines ordnungsgemäßen 
Verfahrens, die Freiheitsentziehung, bei der die inhaftierte Person dem Schutz des Gesetzes entzogen wird, 
die Abhaltung von Verfahren gegen Verdächtige ohne grundlegende Rechtsgarantien, die rechtswidrige 
Entziehung der Freiheit und die Überstellung von Personen, die terroristischer Handlungen verdächtigt 
werden, und die Rückführung von Verdächtigen in bestimmte Länder, ohne in jedem Einzelfall zu prüfen, 
ob stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie dort Gefahr liefen, gefoltert zu werden, sowie 
Einschränkungen einer wirksamen Kontrolle von Terrorismusbekämpfungsmaßnahmen, 

 betonend, dass alle im Kampf gegen den Terrorismus angewendeten Maßnahmen, namentlich die 
Erstellung von Personenprofilen und die Nutzung von diplomatischen Zusicherungen, Absprachen und 
anderen Überstellungsabkommen oder -vereinbarungen mit den Verpflichtungen der Staaten nach dem 
Völkerrecht, insbesondere den internationalen Menschenrechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und 
dem humanitären Völkerrecht, im Einklang stehen müssen, 

 sowie betonend, dass ein Strafjustizsystem, das auf der Achtung der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit beruht, einschließlich Garantien für ein ordnungsgemäßes und faires Verfahren, eines 
der besten Mittel ist, wirksam den Terrorismus zu bekämpfen und Rechenschaftslegung zu gewährleisten, 

 unter Hinweis auf Artikel 30 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und bekräftigend, dass 
die Handlungen, Methoden und P raktiken des Terrorismus in allen seinen Arten und E rscheinungsformen 
Aktivitäten sind, die auf die Beseitigung der Menschenrechte, der Grundfreiheiten und der Demokratie gerich-
tet sind, die territoriale Unversehrtheit und die Sicherheit der Staaten bedrohen und rechtmäßig konstituierte 
Regierungen destabilisieren, und dass die internationale Gemeinschaft die notwendigen Schritte unternehmen 
soll, um die Zusammenarbeit bei der Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus zu verstärken527, 

 in der Erkenntnis, dass die Achtung aller Menschenrechte, die Achtung der Demokratie und die Ach-
tung der Rechtsstaatlichkeit eng miteinander verknüpft sind und sich gegenseitig verstärken, 

 nachdrücklich darauf hinweisend, wie wichtig es ist, die Verpflichtungen der Staaten in Bezug auf 
Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe ordnungsgemäß 
auszulegen und umzusetzen und sich im Kampf gegen den Terrorismus streng an die Definition der Folter 
in Artikel 1 des Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe528 zu halten, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 67/99 vom 14. Dezember 2012, die Resolution 19/19 des Men-
schenrechtsrats vom 23. März 2012529 und die anderen in der Präambel zu Resolution 65/221 der General-
versammlung vom 21. Dezember 2012 genannten einschlägigen Resolutionen und Beschlüsse und unter 
Begrüßung der Anstrengungen aller maßgeblichen Interessenträger zur Durchführung dieser Resolutionen, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/288 vom 8. September 2006, mit der sie die Weltweite 
Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus beschloss, und ihre Resolution 66/282 
vom 29. Juni 2012 über die Überprüfung der Strategie, in Bekräftigung dessen, dass die Förderung und der 
Schutz der Menschenrechte für alle sowie die Rechtsstaatlichkeit unverzichtbar für die Bekämpfung des 
Terrorismus sind, in der Erkenntnis, dass wirksame Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung und der 
Schutz der Menschenrechte nicht einander widersprechende, sondern einander ergänzende und sich gegen-
seitig verstärkende Ziele sind, und unter Betonung der Notwendigkeit, die Rechte der Opfer des Terroris-
mus zu fördern und zu schützen, 

______________ 
527 Siehe Abschn. I Ziff. 17 der Erklärung und des Aktionsprogramms von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz 
über Menschenrechte verabschiedet wurden (A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III). 
528 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1990 II S. 246; 
LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl. Nr. 492/1987; AS 1987 1307. 
529 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-seventh Session, Supplement No. 53 und Korrigendum (A/67/53 und 
Corr.1), Kap. III, Abschn. A. 
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 ferner unter Hinweis auf die Resolution 22/8 des Menschenrechtsrats vom 21. März 2013530, mit der 
der Rat beschloss, das Mandat des Sonderberichterstatters über die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus zu verlängern, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 64/115 vom 16. Dezember 2009 und die dazugehörige Anlage mit 
dem Titel „Verhängung und Umsetzung von Sanktionen der Vereinten Nationen“, insbesondere die in der 
Anlage enthaltenen Bestimmungen betreffend die Verfahren für die Aufnahme in die Listen und für die 
Streichung von den Listen, 

 1. bekräftigt, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die sie zur Bekämp-
fung des Terrorismus ergreifen, mit ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, insbesondere den interna-
tionalen Menschenrechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, im Ein-
klang steht; 

 2. beklagt zutiefst das Leid, das der Terrorismus den Opfern und ihren Angehörigen zufügt, bringt 
ihre tiefe Solidarität mit ihnen zum Ausdruck und betont, wie wichtig es ist, ihnen Hilfe zu gewähren und 
andere geeignete Maßnahmen zu treffen, um ihre Menschenrechte zu schützen, zu achten und zu fördern; 

 3. bekundet ihre ernsthafte Besorgnis darüber, dass es im Kontext der Bekämpfung des Terroris-
mus zu Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie zu Verstößen gegen das Flücht-
lingsvölkerrecht und das humanitäre Völkerrecht kommt; 

 4. bekräftigt, dass alle Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung im Einklang mit ihren Verpflich-
tungen nach dem Völkerrecht, namentlich den internationalen Menschenrechtsnormen, dem Flücht-
lingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, und somit unter voller Berücksichtigung der Men-
schenrechte aller, einschließlich der Angehörigen nationaler oder ethnischer, religiöser und sprachlicher 
Minderheiten, und in dieser Hinsicht ohne Diskriminierung aufgrund der Rasse, der Hautfarbe, des Ge-
schlechts, der Sprache, der Religion oder der sozialen Herkunft durchzuführen sind; 

 5. bekräftigt außerdem die Verpflichtung der Staaten, bestimmte Rechte im Einklang mit Artikel 
4 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte531 als Rechte anzuerkennen, die unter 
keinen Umständen außer Kraft gesetzt werden können, erinnert im Hinblick auf alle anderen Rechte nach 
dem Pakt daran, dass jede Maßnahme zur Außerkraftsetzung von Bestimmungen des Paktes in jedem Falle 
mit dem genannten Artikel im Einklang stehen muss, unterstreicht den Ausnahme- und Übergangscharakter 
solcher Außerkraftsetzungen532 und fordert die Staaten in dieser Hinsicht auf, den an der Terrorismusbe-
kämpfung beteiligten nationalen Behörden die Wichtigkeit dieser Verpflichtungen stärker bewusst zu ma-
chen; 

 6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, bei der Bekämpfung des Terrorismus 

 a) ihren Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen Menschen-
rechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, in Bezug auf das absolute 
Verbot der Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe um-
fassend nachzukommen; 

 b) alle erforderlichen Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass Personen, denen die 
Freiheit entzogen wurde, ungeachtet des Ortes der Festnahme oder der Freiheitsentziehung die ihnen nach 
dem Völkerrecht zustehenden Garantien in Anspruch nehmen können, darunter die Überprüfung der Frei-
heitsentziehung und andere grundlegende Rechtsgarantien; 

 c) sicherzustellen, dass keine Form der Freiheitsentziehung die inhaftierte Person dem Schutz des 
Gesetzes entzieht, und die Garantien zum Schutz der Freiheit, der Sicherheit und der Würde der Person im 

______________ 
530 Ebd., Sixty-eighth Session, Supplement No. 53 (A/68/53), Kap. IV, Abschn. A. 
531 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 
Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750. 
532 Siehe beispielsweise die Allgemeine Bemerkung Nr. 29 über Notstandssituationen, die der Menschenrechtsausschuss am 
24. Juli 2001 verabschiedete. 
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Einklang mit dem Völkerrecht, einschließlich der internationalen Menschenrechtsnormen und des humani-
tären Völkerrechts, zu achten; 

 d) alle gebotenen Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass jeder, der unter dem Vorwurf 
einer strafbaren Handlung festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, das Recht hat, unverzüglich 
einem Richter oder einer anderen gesetzlich zur Ausübung richterlicher Funktionen ermächtigten Amtsperson 
vorgeführt zu werden, und Anspruch auf ein Gerichtsverfahren innerhalb angemessener Frist oder auf Entlas-
sung aus der Haft hat; 

 e) alle Häftlinge ungeachtet des Ortes der Freiheitsentziehung im Einklang mit dem Völkerrecht, 
einschließlich der internationalen Menschenrechtsnormen und des humanitären Völkerrechts, zu behandeln; 

 f)  das im Völkerrecht, namentlich in den internationalen Menschenrechtsnormen wie dem Inter-
nationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte sowie im humanitären Völkerrecht und im Flücht-
lingsvölkerrecht, verankerte Recht der Personen auf Gleichheit vor dem Gesetz, auf Gleichheit vor Gericht 
und auf ein faires Verfahren zu achten; 

 g) das Recht auf Privatheit im Einklang mit dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen 
Menschenrechtsnormen, zu schützen und Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass Beeinträchtigun-
gen oder Einschränkungen dieses Rechts nicht willkürlich sind, dass sie ausreichend gesetzlich geregelt 
sind533 und einer wirksamen Aufsicht unterliegen und dass angemessene rechtliche Abhilfemöglichkeiten be-
stehen, namentlich durch eine gerichtliche Überprüfung oder andere Mittel; 

 h) alle Menschenrechte einschließlich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu 
schützen, eingedenk dessen, dass sich bestimmte Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung auf den Genuss 
dieser Rechte auswirken können; 

 i)  sicherzustellen, dass die Leitlinien und Verfahren, die bei allen Grenzkontrolloperationen und 
anderen der Einreise vorgeschalteten Mechanismen angewendet werden, klar definiert sind und in vollem 
Maße den Verpflichtungen entsprechen, die sie nach dem Völkerrecht, insbesondere dem Flüchtlingsvöl-
kerrecht und den internationalen Menschenrechtsnormen, gegenüber den Personen haben, die um interna-
tionalen Schutz ersuchen; 

 j)  die nach dem Flüchtlingsvölkerrecht und den internationalen Menschenrechtsnormen beste-
henden Verpflichtungen zur Nichtzurückweisung voll einzuhalten und gleichzeitig unter voller Achtung 
dieser Verpflichtungen und anderer rechtlicher Schutzbestimmungen im Einzelfall die Rechtsgültigkeit 
einer Entscheidung über den Flüchtlingsstatus zu überprüfen, wenn aufgrund glaubwürdiger und relevanter 
Beweise anzunehmen ist, dass die betreffende Person kriminelle Handlungen, darunter terroristische Hand-
lungen, begangen hat, die unter die Ausschlussklauseln nach dem Flüchtlingsvölkerrecht fallen; 

 k) die Rückführung von Personen in ihr Herkunftsland oder einen Drittstaat, auch in den mit Ter-
rorismus zusammenhängenden Fällen, zu unterlassen, wenn eine solche Überstellung den Verpflichtungen 
der Staaten nach dem Völkerrecht, insbesondere den internationalen Menschenrechtsnormen, dem humani-
tären Völkerrecht und dem Flüchtlingsvölkerrecht, zuwiderlaufen würde, namentlich in Fällen, in denen 
stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass sie dort Gefahr liefen, gefoltert zu werden, oder in 
denen unter Verstoß gegen das Flüchtlingsvölkerrecht ihr Leben oder ihre Freiheit wegen ihrer Rasse, Reli-
gion, Staatsangehörigkeit, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Über-
zeugung bedroht wäre, eingedenk dessen, dass die Staaten möglicherweise zur strafrechtlichen Verfolgung 
nicht zurückgeführter Personen verpflichtet sind, und in diesem Fall den Grundsatz der Auslieferung oder 
Strafverfolgung einzuhalten; 

 l)  Personen nicht durch die Rückführung in ein anderes Land grausamer, unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder Strafe auszusetzen, insofern eine solche Handlung gegen ihre völkerrecht-
lichen Verpflichtungen verstößt; 

______________ 
533 Siehe A/HRC/13/37 und Add.1 und 2. 
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 m) sicherzustellen, dass ihre Gesetze, die terroristische Handlungen unter Strafe stellen, zugäng-
lich, präzise formuliert, nichtdiskriminierend und nicht rückwirkend sind und mit dem Völkerrecht, ein-
schließlich der Menschenrechtsnormen, im Einklang stehen; 

 n) keine Personenprofile auf der Grundlage von Stereotypen, die auf nach dem Völkerrecht ver-
botenen Diskriminierungsgründen beruhen, einschließlich rassischen, ethnischen und/oder religiösen Grün-
den, heranzuziehen; 

 o) sicherzustellen, dass die Vernehmungsmethoden, die sie gegenüber Terrorismusverdächtigen 
anwenden, mit ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen im Einklang stehen und regelmäßig überprüft werden, 
um der Gefahr einer Verletzung ihrer Verpflichtungen nach dem Völkerrecht, einschließlich der internationa-
len Menschenrechtsnormen, des Flüchtlingsvölkerrechts und des humanitären Völkerrechts, vorzubeugen; 

 p) sicherzustellen, dass Personen, die behaupten, dass ihre Menschenrechte oder Grundfreiheiten 
verletzt wurden, Zugang zu einem fairen Verfahren haben, mittels dessen sie innerhalb einer angemessenen 
Frist Anspruch auf einen umfassenden, wirksamen und durchsetzbaren Rechtsbehelf erheben können, und 
dass die Opfer einer nachweislichen Rechtsverletzung eine angemessene, wirksame und rasche Wiedergut-
machung erhalten, die nach Bedarf Rückerstattung, Entschädigung, Rehabilitierung und Garantien der 
Nichtwiederholung umfassen soll, namentlich wenn die Rechtsverletzung nach dem Völkerrecht oder dem 
innerstaatlichen Recht ein Verbrechen darstellt, um zu gewährleisten, dass die für derartige Rechtsverlet-
zungen Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden; 

 q) ein ordnungsgemäßes Verfahren zu gewährleisten, in Übereinstimmung mit allen einschlägigen 
Bestimmungen der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte525 und ihren Verpflichtungen nach dem 
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, den Genfer Abkommen von 1949534 und den 
dazugehörigen Zusatzprotokollen von 1977535 und dem Abkommen von 1951 über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge536 und dem dazugehörigen Protokoll von 1967537 in ihren jeweiligen Anwendungsbereichen; 

 r) alle Maßnahmen zur Terrorismusbekämpfung nach den Grundsätzen der Gleichstellung der 
Geschlechter und der Nichtdiskriminierung zu gestalten, zu überprüfen und durchzuführen; 

 s) sicherzustellen, dass alle zur Bekämpfung des Terrorismus ergriffenen Maßnahmen oder ver-
wendeten Mittel, einschließlich des Einsatzes ferngelenkter Luftfahrzeuge, ihren Verpflichtungen nach dem 
Völkerrecht, einschließlich der Charta der Vereinten Nationen, der Menschenrechtsnormen und des huma-
nitären Völkerrechts, und insbesondere den Grundsätzen der Unterscheidung und der Verhältnismäßigkeit 
entsprechen; 

 7. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, bei der Terrorismusbekämpfung die einschlä-
gigen Resolutionen und Beschlüsse der Vereinten Nationen über Menschenrechte zu berücksichtigen, und 
legt ihnen nahe, den von den Sonderverfahren und -mechanismen des Menschenrechtsrats abgegebenen 
Empfehlungen sowie den einschlägigen Stellungnahmen und Auffassungen der Menschenrechtsvertragsor-
gane der Vereinten Nationen gebührend Rechnung zu tragen; 

 8. anerkennt die Bedeutung des Internationalen Übereinkommens zum Schutz aller Personen vor 
dem Verschwindenlassen538, dessen Durchführung einen wesentlichen Beitrag zur Förderung der Rechts-
staatlichkeit bei der Terrorismusbekämpfung leisten wird, namentlich durch das Verbot geheimer Haftorte, 

______________ 
534 United Nations, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1954 II S. 781; 
LGBl. 1989 Nr. 18-21; öBGBl. Nr. 155/1953; AS 1951 181 207 228 300. 
535 Ebd., Vol. 1125, Nr. 17512 und 17513. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1990 II S. 1550; LGBl. 1989 Nr. 62; 
öBGBl. Nr. 527/1982; AS 1982 1362 (Protokoll I); dBGBl. 1990 II S. 1637; LGBl. 1989 Nr. 63; öBGBl. Nr. 527/1982; 
AS 1982 1432 (Protokoll II). 
536 Ebd., Vol. 189, Nr. 2545. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1953 II S. 559; LGBl. 1956 Nr. 15; 
öBGBl. Nr. 55/1955; AS 1955 443. 
537 Ebd., Vol. 606, Nr. 8791. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1969 II S. 1293; LGBl. 1986 Nr. 75; 
öBGBl. Nr. 78/1974; AS 1968 1189. 
538 Resolution 61/177, Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2009 II S. 932; öBGBl. III Nr. 104/2012. 
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und legt allen Staaten nahe, soweit sie es nicht bereits getan haben, zu erwägen, das Übereinkommen zu 
unterzeichnen, zu ratifizieren oder ihm beizutreten; 

 9. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, soweit sie es nicht bereits getan haben, das Überein-
kommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe528 
zu unterzeichnen, zu ratifizieren oder ihm beizutreten, und legt den Staaten nahe, zu erwägen, das dazuge-
hörige Fakultativprotokoll539 mit Vorrang zu ratifizieren, da die Durchführung einen wesentlichen Beitrag 
zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit bei der Terrorismusbekämpfung leisten wird; 

 10. fordert die Institutionen der Vereinten Nationen, die an der Unterstützung von Maßnahmen zur 
Terrorismusbekämpfung mitwirken, auf, die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und Grund-
freiheiten sowie ordnungsgemäße Verfahren und die Rechtsstaatlichkeit bei der Bekämpfung des Terroris-
mus auch weiterhin zu erleichtern; 

 11. erkennt an, dass auch weiterhin dafür gesorgt werden muss, dass faire und klare Verfahren im 
Rahmen des Sanktionsregimes der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des Terrorismus gestärkt und damit 
effizienter und transparenter werden, und begrüßt und befürwortet unter Betonung der Wichtigkeit dieser 
Sanktionen bei der Bekämpfung des Terrorismus die laufenden Anstrengungen, die der Sicherheitsrat zu-
gunsten dieser Ziele unternimmt, so auch indem er die erweiterte Rolle des Büros der Ombudsperson unter-
stützt und weiterhin alle Namen der von dem Regime erfassten Personen und Einrichtungen überprüft; 

 12. fordert die Staaten nachdrücklich auf, unter voller Einhaltung ihrer völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen die Rechtsstaatlichkeit zu gewährleisten und ausreichende Menschenrechtsgarantien in ihren 
nationalen Verfahren für die Aufnahme von Personen und Einrichtungen in die zur Bekämpfung des Terro-
rismus geführten Listen vorzusehen; 

 13. ersucht den Sonderberichterstatter über die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus, im Rahmen seines Mandats weiter Empfehlungen in 
Bezug auf die Verhütung, Bekämpfung und Wiedergutmachung von Verletzungen der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten im Kontext der Bekämpfung des Terrorismus abzugeben und auch künftig jährlich der Ge-
neralversammlung und dem Menschenrechtsrat im Einklang mit ihrem jeweiligen Arbeitsprogramm Be-
richt zu erstatten und mit ihnen einen interaktiven Dialog zu führen; 

 14. ersucht alle Regierungen, mit dem Sonderberichterstatter bei der Erfüllung der ihm übertrage-
nen Aufgaben und Pflichten voll zusammenzuarbeiten, so auch indem sie auf seine dringenden Appelle 
rasch reagieren und die erbetenen Informationen zur Verfügung stellen, und ernsthaft zu erwägen, seinen 
Anträgen auf Besuch ihres Landes zu entsprechen, sowie mit den anderen zuständigen Verfahren und Me-
chanismen des Menschenrechtsrats betreffend die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus zusammenzuarbeiten; 

 15. begrüßt die Arbeit, die die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte 
leistet, um das ihr von der Generalversammlung in ihrer Resolution 60/158 vom 16. Dezember 2005 über-
tragene Mandat durchzuführen, und ersucht sie, ihre diesbezüglichen Anstrengungen fortzusetzen; 

 16. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs über den Schutz der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus540; 

 17. nimmt außerdem mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht des Sonderberichterstatters über 
die Förderung und den Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terroris-
mus541, der unter anderem den Einsatz ferngelenkter Luftfahrzeuge behandelt, und nimmt Kenntnis von den 
Empfehlungen, namentlich betreffend die dringende und zwingende Notwendigkeit, unter den Mitglied-

______________ 
539 United Nations, Treaty Series, Vol. 2375, Nr. 24841. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 2008 II S. 854; 
LGBl. 2007 Nr. 260; öBGBl. III Nr. 190/2012; AS 2009 5449. 
540 A/68/298. 
541 A/68/389. 
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staaten eine Einigung in rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit Einsätzen ferngelenkter Luftfahrzeuge 
herbeizuführen; 

 18. ermutigt die Staaten, bei der Bekämpfung des Terrorismus rasche, unabhängige und unpartei-
ische Untersuchungen zur Tatsachenermittlung durchzuführen, wann immer glaubwürdige Anzeichen für 
mögliche Verstöße gegen ihre Verpflichtungen nach den internationalen Menschenrechtsnormen bestehen, 
mit dem Ziel, die Rechenschaftspflicht zu gewährleisten; 

 19. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Bericht des Sonderberichterstatters in Bezug auf 
die Vereinbarkeit des mit Resolution 1904 (2009) des Sicherheitsrats geschaffenen Mandats des Büros der 
Ombudsperson mit den internationalen Menschenrechtsnormen542; 

 20. ersucht das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte und den 
Sonderberichterstatter, auch weiterhin zur Tätigkeit des Arbeitsstabs Terrorismusbekämpfung beizutragen, 
so auch indem sie, unter anderem durch regelmäßigen Dialog, das Bewusstsein für die Notwendigkeit der 
Achtung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit bei der Bekämpfung des Terrorismus schärfen, 
und den Austausch bewährter Verfahrensweisen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte, der 
Grundfreiheiten und der Rechtsstaatlichkeit in allen Aspekten der Terrorismusbekämpfung zu unterstützen, 
darunter gegebenenfalls auch diejenigen Verfahrensweisen, die der Sonderberichterstatter in seinem dem 
Menschenrechtsrat nach Ratsresolution 15/15 vorgelegten Bericht543 aufzeigt; 

 21. begrüßt den im Kontext der Terrorismusbekämpfung fortlaufend geführten Dialog zwischen 
dem Sicherheitsrat und seinen jeweiligen Organen, nämlich dem Ausschuss zur Bekämpfung des Terroris-
mus und dem Exekutivdirektorium des Ausschusses zur Bekämpfung des Terrorismus, einerseits und den 
für die Förderung und den Schutz der Menschenrechte zuständigen Organen andererseits und legt dem Si-
cherheitsrat und dem Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus nahe, die Verbindungen, die Zusammen-
arbeit und den Dialog mit den zuständigen Menschenrechtsorganen, insbesondere dem Amt des Hohen 
Kommissars, dem Sonderberichterstatter, anderen zuständigen Sonderverfahren und Mechanismen des 
Menschenrechtsrats und den zuständigen Vertragsorganen zu stärken und dabei der Förderung und dem 
Schutz der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit bei ihren laufenden Tätigkeiten zur Terrorismusbe-
kämpfung gebührend Rechnung zu tragen; 

 22. fordert die Staaten und gegebenenfalls die anderen in Betracht kommenden Akteure auf, auch 
weiterhin die Weltweite Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des Terrorismus umzusetzen, in 
der unter anderem die Achtung der Menschenrechte für alle und die Rechtsstaatlichkeit als wesentliche 
Grundlage des Kampfes gegen den Terrorismus bekräftigt werden; 

 23. ersucht den Arbeitsstab Terrorismusbekämpfung, auch künftig darauf hinzuwirken, dass die 
Vereinten Nationen die Mitgliedstaaten in ihrem Bemühen, bei der Bekämpfung des Terrorismus ihre Ver-
pflichtungen nach dem Völkerrecht, einschließlich der internationalen Menschenrechtsnormen, des Flücht-
lingsvölkerrechts und des humanitären Völkerrechts, einzuhalten, koordinierter und stärker unterstützen 
können, und die Arbeitsgruppen des Arbeitsstabs zu ermutigen, in ihre Arbeit eine Menschenrechtsperspek-
tive zu integrieren; 

 24. ermutigt die zuständigen Organe und Institutionen der Vereinten Nationen sowie die interna-
tionalen, regionalen und subregionalen Organisationen, insbesondere die am Arbeitsstab Terrorismusbe-
kämpfung mitwirkenden Organisationen, die im Einklang mit ihrem jeweiligen Mandat auf Antrag techni-
sche Hilfe im Zusammenhang mit der Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus leisten, im Rahmen 
ihrer technischen Hilfe stärker darauf hinzuwirken, dass die internationalen Menschenrechtsnormen, das 
Flüchtlingsvölkerrecht und das humanitäre Völkerrecht sowie die Rechtsstaatlichkeit geachtet werden, na-
mentlich bei der Beschließung und Durchführung gesetzgeberischer und anderer Maßnahmen durch die 
Staaten; 

______________ 
542 A/67/396. 
543 A/HRC/16/51. 
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 25. fordert die zuständigen Organe und Institutionen der Vereinten Nationen sowie die internatio-
nalen, regionalen und subregionalen Organisationen, namentlich das Büro der Vereinten Nationen für Dro-
gen- und Verbrechensbekämpfung im Rahmen seines Mandats im Zusammenhang mit der Verhütung und 
Bekämpfung des Terrorismus, nachdrücklich auf, ihre Anstrengungen zu verstärken, um auf Antrag techni-
sche Hilfe beim Aufbau von Kapazitäten in den Mitgliedstaaten zur Erarbeitung und Durchführung von 
Hilfs- und Unterstützungsprogrammen für Opfer des Terrorismus zu leisten, im Einklang mit den einschlä-
gigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften; 

 26. fordert die internationalen, regionalen und subregionalen Organisationen auf, den Informa-
tionsaustausch, die Koordinierung und die Zusammenarbeit bei der Förderung des Schutzes der Menschen-
rechte, der Grundfreiheiten und der Rechtsstaatlichkeit bei der Bekämpfung des Terrorismus zu stärken; 

 27. ersucht den Generalsekretär, dem Menschenrechtsrat sowie der Generalversammlung auf ihrer 
siebzigsten Tagung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

 28. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer siebzigsten Tagung unter dem Punkt „Förde-
rung und Schutz der Menschenrechte“ fortzusetzen. 

RESOLUTION 68/179 

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2013, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/68/456/Add.2, Ziff. 146)544. 

68/179. Schutz von Migranten 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf alle ihre früheren Resolutionen über den Schutz von Migranten, zuletzt Resolu-
tion 67/172 vom 20. Dezember 2012, sowie ihre Resolutionen 66/128 vom 19. Dezember 2011 über Gewalt 
gegen Wanderarbeitnehmerinnen und 67/185 vom 20. Dezember 2012 über die Förderung der Bemühungen 
um die Beseitigung der Gewalt gegen Migranten, Wanderarbeitnehmer und ihre Familien sowie unter Hin-
weis auf Resolution 23/20 des Menschenrechtsrats vom 14. Juni 2013545, 

 in Bekräftigung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte546, in der verkündet wird, dass alle 
Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren sind und ohne Unterschied, insbesondere nach 
Rasse, Anspruch auf alle darin verkündeten Rechte und Freiheiten haben, 

 sowie bekräftigend, dass jeder das Recht hat, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und sei-
nen Aufenthaltsort frei zu wählen und jedes Land, einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein 
Land zurückzukehren, 

 unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte547 und den Inter-
nationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte547, das Übereinkommen gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe548, das Übereinkommen 

______________ 
544 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, 
Argentinien, Armenien, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Belize, Bolivien (Plurinationaler Staat), Brasilien, Burkina Faso, 
Burundi, Chile, Costa Rica, Ecuador, El Salvador, Guatemala, Haiti, Honduras, Indonesien, Kirgisistan, Kolumbien, Malawi, 
Marokko, Mexiko, Nicaragua, Nigeria, Paraguay, Peru, Philippinen, Portugal, Senegal, Tadschikistan, Tunesien, Uganda und 
Uruguay. 
545 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-eighth Session, Supplement No. 53 (A/68/53), Kap. V, Abschn. A. 
546 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/menschenrechte/aemr.pdf. 
547 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 
Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750 (Zivilpakt); dBGBl. 1973 II S. 1569; LGBl. 1999 Nr. 57; öBGBl. Nr. 590/1978; 
AS 1993 725 (Sozialpakt). 
548 United Nations, Treaty Series, Vol. 1465, Nr. 24841. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1990 II S. 246; 
LGBl. 1991 Nr. 59; öBGBl. Nr. 492/1987; AS 1987 1307. 


	bd-3txt.pdf
	68/130. Jugendpolitik und Jugendprogramme 582
	68/131. Förderung der sozialen Integration durch soziale Inklusion 586
	68/132. Alphabetisierung für das Leben: Bestimmung der künftigen Agenda 589
	68/133. Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Entwicklung 591
	68/134. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das Altern 593
	68/135. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 598
	68/136. Vorbereitung und Begehung des zwanzigsten Jahrestags des Internationalen Jahres der Familie 609
	68/137. Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen 612
	68/138. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 620
	68/139. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten 620
	68/140. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und volle Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 626
	68/141. Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 633
	68/142. Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen 638
	68/143. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika 639
	68/144. Bericht des Menschenrechtsrats 645
	68/145. Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des Kinderschutzes 646
	68/146. Mädchen 647
	68/147. Rechte des Kindes 659
	68/148. Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat 677
	68/149. Die Rechte indigener Völker 678
	68/150. Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus und anderer Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen 682
	68/151. Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und die umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionsprogramms von...
	68/152. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 693
	68/153. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker 697
	68/154. Das Recht des palästinensischen Volkes auf Selbstbestimmung 698
	68/155. Internationale Menschenrechtspakte 700
	68/156. Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 701
	68/157. Das Menschenrecht auf einwandfreies Trinkwasser und Sanitärversorgung 708
	68/158. Das Recht auf Entwicklung 712
	68/159. Menschenrechte und kulturelle Vielfalt 720
	68/160. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 725
	68/161. Förderung der ausgewogenen geografischen Verteilung in der Zusammensetzung der Menschenrechtsvertragsorgane 727
	68/162. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnahmen 729
	68/163. Die Sicherheit von Journalisten und die Frage der Straflosigkeit 734
	68/164. Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen bei der Förderung regelmäßiger und unverfälschter Wahlen und der Demokratisierung 737
	68/165. Das Recht auf Wahrheit 741
	68/166. Internationales Übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen 745
	68/167. Das Recht auf Privatheit im digitalen Zeitalter 747
	68/168. Die Globalisierung und ihre Auswirkungen auf den vollen Genuss aller Menschenrechte 749
	68/169. Bekämpfung von Intoleranz, negativer Stereotypisierung, Stigmatisierung, Diskriminierung, Aufstachelung zu Gewalt und Gewalt gegen Personen aufgrund der Religion oder der Weltanschauung 754
	68/170. Religions- und Weltanschauungsfreiheit 758
	68/171. Nationale Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte 763
	68/172. Wirksame Förderung der Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören 768
	68/173. Folgemaßnahmen zum Internationalen Jahr des Menschenrechtslernens 773
	68/174. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika 775
	68/175. Förderung einer demokratischen und gerechten internationalen Ordnung 777
	68/176. Stärkung der Tätigkeit der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte durch die Förderung der internationalen Zusammenarbeit und Wichtigkeit der Nichtselektivität, Unparteilichkeit und Objektivität 782
	68/177. Das Recht auf Nahrung 785
	68/178. Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten bei der Bekämpfung des Terrorismus 792
	68/179. Schutz von Migranten 799
	68/180. Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene 807
	68/181. Förderung der Erklärung über das Recht und die Verpflichtung von Einzelpersonen, Gruppen und Organen der Gesellschaft, die allgemein anerkannten Menschenrechte und Grundfreiheiten zu fördern und zu schützen: Schutz von Menschenrechtsverteidige...
	68/182. Die Menschenrechtssituation in der Arabischen Republik Syrien 820
	68/183. Die Menschenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik Korea 825
	68/184. Die Menschenrechtssituation in der Islamischen Republik Iran 830
	68/185. Folgemaßnahmen zum Zwölften Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege und Vorbereitungen für den Dreizehnten Kongress der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege 835
	68/186. Stärkung der Maßnahmen der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zum Schutz von Kulturgut, insbesondere in Bezug auf den illegalen Handel damit 839
	68/187. Technische Hilfe zur Durchführung der internationalen Übereinkommen und Protokolle betreffend die Terrorismusbekämpfung 842
	68/188. Rechtsstaatlichkeit, Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege in der Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen über 2015 hinaus 845
	68/189. Musterstrategien und praktische Maßnahmen auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und der Strafrechtspflege zur Beseitigung von Gewalt gegen Kinder 849
	68/190. Mindestgrundsätze für die Behandlung der Gefangenen 852
	68/191. Vorgehen gegen die Tötung von Frauen und Mädchen aufgrund des Geschlechts 856
	68/192. Verbesserung der Koordinierung des Vorgehens gegen den Menschenhandel 860
	68/193. Stärkung des Programms der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege, insbesondere seiner Kapazität zur technischen Zusammenarbeit 866
	68/194. Afrikanisches Institut der Vereinten Nationen für Verbrechensverhütung und die Behandlung Straffälliger 877
	68/195. Verhütung und Bekämpfung korrupter Praktiken und der Übertragung von Erträgen aus Korruption, Erleichterung der Wiedererlangung von Vermögenswerten und Rückgabe dieser Vermögenswerte an die rechtmäßigen Eigentümer, insbesondere an die Ursprung...
	68/196. Leitlinien der Vereinten Nationen für Alternative Entwicklung 888
	68/197. Internationale Zusammenarbeit zur Bekämpfung des Weltdrogenproblems 896
	68/240. Menschenrechtsausschuss 908
	68/241. Menschenrechtsausbildungs- und -dokumentationszentrum der Vereinten Nationen für Südwestasien und die arabische Region 909
	68/242. Die Menschenrechtssituation in Myanmar 911
	68/130. Jugendpolitik und Jugendprogramme
	68/131. Förderung der sozialen Integration durch soziale Inklusion
	68/132. Alphabetisierung für das Leben: Bestimmung der künftigen Agenda
	68/133. Die Rolle der Genossenschaften in der sozialen Entwicklung
	68/134. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversammlung über das Altern
	68/135. Umsetzung der Ergebnisse des Weltgipfels für soziale Entwicklung und der vierundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung
	68/136. Vorbereitung und Begehung des zwanzigsten Jahrestags des Internationalen Jahres der Familie

	68/137. Gewalt gegen Wanderarbeitnehmerinnen
	68/138. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau
	68/139. Verbesserung der Lage der Frauen in ländlichen Gebieten
	68/140. Folgemaßnahmen zur Vierten Weltfrauenkonferenz und volle Umsetzung der Erklärung und der Aktionsplattform von Beijing sowie der Ergebnisse der dreiundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung

	68/141. Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen
	68/142. Erweiterung des Exekutivausschusses des Programms des Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen

	68/143. Hilfe für Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebene in Afrika
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Aserbaidschan, Äthiopien, Bangladesch, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Botsuana, Brunei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Cabo V...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Argentinien, Australien, Belarus, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Chile, Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland,...
	Enthaltungen: Arabische Republik Syrien, Armenien, Bahamas, Bahrain, Brasilien, Demokratische Volksrepublik Laos, Dominica, Grenada, Haiti, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Katar, Kuwait, Libanon, Malaysia, Mexiko, Mongolei, Papua-Neuguine...

	68/144. Bericht des Menschenrechtsrats
	68/145. Stärkung der Zusammenarbeit innerhalb des Systems der Vereinten Nationen auf dem Gebiet des Kinderschutzes

	68/146. Mädchen
	68/147. Rechte des Kindes
	I
	Durchführung des Übereinkommens über die Rechte des Kindes und der dazugehörigen Fakultativprotokolle
	II
	Förderung und Schutz der Rechte des Kindes und  Nichtdiskriminierung von Kindern
	Nichtdiskriminierung
	Registrierung, Familienbeziehungen, Adoption und alternative Formen der Betreuung
	Wirtschaftliches und soziales Wohlergehen von Kindern
	Beseitigung der Armut
	Recht auf Bildung
	Recht auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit
	Recht auf Nahrung
	Kinderarbeit
	Verhütung und Beseitigung der Gewalt gegen Kinder
	Förderung und Schutz der Rechte der Kinder, namentlich der Kinder in besonders schwierigen Situationen
	Kinder und Rechtspflege
	Kinder inhaftierter Eltern
	Verhütung und Abschaffung des Verkaufs von Kindern, der Kinderprostitution und der Kinderpornografie
	III
	Folgemaßnahmen
	68/148. Kinderheirat, Frühverheiratung und Zwangsheirat
	68/149. Die Rechte indigener Völker
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Kanada, Kiribati, Palau, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Dominica, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kroatien, Lettland, Liechte...
	68/150. Bekämpfung der Verherrlichung des Nazismus und anderer Praktiken, die zum Schüren zeitgenössischer Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz beitragen
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler...
	Dagegen: Australien, Deutschland, Frankreich, Israel, Kanada, Marshallinseln, Nauru, Palau, Tschechische Republik, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.
	Enthaltungen: Albanien, Andorra, Armenien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kiribati, Kroatien, Lettland, Li...

	68/151. Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz und die umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionsprogramms von...

	I
	Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung
	II
	Internationale Dekade der Menschen afrikanischer Abstammung
	III
	Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte
	IV
	Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die Umsetzung der Erklärung  und des Aktionsprogramms von Durban
	V
	Treuhandfonds für das Programm der Dekade zur Bekämpfung  von Rassismus und Rassendiskriminierung
	VI
	Sonderberichterstatter über zeitgenössische Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz
	VII
	Aktivitäten zur Weiterverfolgung und Umsetzung
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Pluri...
	Dagegen: Albanien, Andorra, Australien, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Ka...
	Enthaltungen: Kenia, Kolumbien, Liberia, Mali, Mauretanien, Mexiko, Schweiz, Tonga.
	68/152. Der Einsatz von Söldnern als Mittel zur Verletzung der Menschenrechte und zur Behinderung der Ausübung des Selbstbestimmungsrechts der Völker

	68/153. Universale Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechts der Völker
	Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, B...
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	ii) die Existenz eines ausgedehnten Systems von Lagern für politische Gefangene, in denen eine große Zahl von Personen ihrer Freiheit beraubt und erbärmlichen Verhältnissen ausgesetzt werden und besorgniserregende Verletzungen der Menschenrechte began...
	iii) die Beschränkungen, die allen Menschen auferlegt werden, die sich innerhalb des Landes frei bewegen oder ins Ausland reisen wollen, einschließlich der Bestrafung derjenigen, die das Land ohne Genehmigung verlassen oder zu verlassen suchen, oder i...
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